

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 14./15. Dezember 1995 Öffentliche Sitzung

Beginn: 14. Dezember 1995,
09.22 Uhr       Ende: 15. Dezember 1995, 16.23 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  am
14.12.1995 von 13.01 bis 14.25 Uhr und 18.08 Uhr bis





15.12.1995 09.18 Uhr und 12.55 bis 14.08 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Frau Engelke



Frau Martens

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester,

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede,



Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser,

Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kottek Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Napieralla, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Frau Pahnke, Herr Peters, Herr Petersen, Herr Raupach Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke,



Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke,

Herr Silz, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Wolff, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:
Frau Helmig, Frau Kühl, Frau Nitzscke-Frank,



Herr Silz

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Es haben sich

entschuldigt:

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Organisation und






Verwaltungsreform)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Zu den Haushaltsberatungen sich auch diesmal wieder Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus Wirtschaft und Gewerkschaft eingeladen worden; an​wesend sind u. a. Kreishandwerksmeister Jürgen Gebhardt, der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes Horst Herchenröder, Herr Stein von der Industrie- und Handelskammer.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß 45 Mitglieder anwesend sein müßten und die Rats​versammlung damit beschlußfähig ist.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bittet die Anwesenden, sich zum Geden​ken an Herrn Peter Neumann, der am 20. November 1995 im Alter von 66 Jahren nach schwerer Krankheit verstorben ist, von den Plätzen zu erheben.

Herr Neumann gehörte von 1966 bis 1974 als Mitglied der CDU-Ratsfraktion der Kieler Ratsversammlung an. Sein besonderes Interesse galt der Wirt​schaft und den sozialpolitischen Problemen des Handwerks, er gehörte vielen Ausschüsen an und war viele Jahre Mitglied des Verwaltungsrates der Spar​kasse Kiel, des Kieler Seefischmarktes und der Kieler Wohnungsbaugesell​schaft.

1970 wurde er ehrenamtlicher Stadtrat und somit Magistratsmitglied, bis 1974 war ihm als Dezernent das Stadtreinigungs- und Fuhramt unterstellt.

Herr Neumann hat sich um das Wohl der Landeshauptstadt Kiel verdient ge-


macht.

2. Genehmigung der Tagesordnung 


Die Tagesordnung ist rechtzeitig zugestellt worden. Weiteres Beratungsmate-


rial und die dazugehörigen Nachtragstagesordnungen sind


mit einer Zusammenstellung vom 13. Dezember 1995 nachgeschickt


und


mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zurTagesordnung:


Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt  4.
Wahl eines hauptamtlichen Magistrat-             - Drs. 883 -



mitgliedes



SPD-Ratsfraktion



wird Punkt 5.


Punkt  5.
Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes



wird Punkt 4.


Aus dem Magistrat


Punkt  7 m)
Behindertengerechte Gestaltung der               - Drs. 874 -



Schwimmhalle Gaarden



Stadtrat Raupach

wird nicht bei den Haushaltsberatungen 1996 behandelt, da es sich noch um


eine Maßnahme für das Haushaltsjahr 1995 handelt.




- Neuer Tagesordnungspunkt 37 -


Punkt 25.
Umwandlung des Amtes für Abfallwirtschaft
- Drs. 865 -




und Straßenreinigung




Stadtrat Schirmer

- Ziffer 4 der Vorlage wird im nichtöffentlichen Teil der

Ratsversammlung unter Punkt 9. behandelt -


Punkt  7 y)
Anmeldung zum Vermögenshaushalt 1996
- Drs. 914 -




Stadtbaurat Dr. Flagge




- vom dezernenten zurückgezogen -


Punkt  7 ee)  Haushaltsplan 1996
- Drs. 946 -




HHSt. 63.005.950 - Gemeindestraße:




Poller zur Verkehrssicherung




- abgelehnt -


Punkt 11.
Verlegung der Schadstoffsammelstelle
- Drs. 847 -




von der Feuerwehr zum Amt für Abfall-




wirtschaft und Straßenreinigung




Oberbürgermeister Dr. Kelling




- abgelehnt -


Punkt 26.
Grundsätze für die Aufstellung des
- Drs. 913 -




Stellenplanes




Oberbürgermeister Dr. Kelling




- abgelehnt -


Punkt 28.
Neues Ratsinformationssystem und
- Drs. 937 -




rentierliche Maßnahmen




Oberbürgermeister Dr. Kelling




- vom Dezernenten zurückgezogen -


Punkt 33.
Gegenseitige Deckungsfähigkeit
- Drs. 936 -




beim Straßenbau




Stadtbaurat Dr. Flagge




- zurückgestellt -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlagen wird einstimmig


anerkannt.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 21.09.1995


Die Niederschrift hat ausgelegen, es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag:



Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung






am 21. September 1995 wird genehmigt.


Beschluß:         Nach Antrag - einstimmig

4. Wahl eines hauptamtlichen Magistratsmitgliedes                 - Drs. 883 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:




1. Von der Ausschreibung der freiwerdenden Stelle eines

hauptamtlichen Magistratsmitgliedes (Stadtrat) für das Sachgebiet 2 wird abgesehen.




2. Stadtrat Erich Schirmer wird für die Zeit vom

26. April 1996 bis zum 25. April 2002 hauptamtlichen Magistratsmitglied (Sachgebiet 2, Änderung des Sachgebietes bleibt vorbehalten) wiedergewählt.




Vertagt

5. Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Ratsfrau Gerlinde Koder mit Schreiben vom 5. Dezember 1995 ihr Mandat niedergelegt hat.


Zur Nachfolge hat der Oberbürgermeister als Gemeindewahlleiter








Herrn Rainer Petersen,

Hänelstraße 5, 24106 Kiel,


festgestellt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (sPD) begrüßt Herrn Petersen und verpflich​tet ihn gemäß § 33 Abs. 5 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten und führt ihn in seine Tätigkeit ein.

6. Betreff:  Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen der         - Drs. 875 





​LHS Kiel für das Bewirtschaftungsjahr 1995/1996   


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Dem als Anlage beigefügten Nachtragsbewirt-

schaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für das Bewirtschaftungsjahr 1995/96 wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

7. Haushaltsberatungen für 1996

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf die vorliegenden Bera​tungsunterlagen:


- die Vorlage der Haushaltssatzung, Drs. 877


- den Vorbericht zum Haushaltsentwurf


- die Druckentwürfe mit


Band 1 - Haushaltsplan, Verwatlungshaushalt


Band 2 - Haushaltsplan, Vermögenshaushalt


Band 3 - Mittelfristige Finanzplanung 1995-1999 mit dem Wirtschaftsplan



des Städtischen Krankenhauses und dem Wirtschaftsplan der



Hafen- und Verkehrsbetriebe

Außerdem wurde heute der Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen im Magistrat am 13. Dezember 1995 auf den Tisch gelegt.

Alle Kürzungs- und Nachmeldelisten werden dadurch ersetzt.

Im übrigen verweist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) auf die unter Punkt 7. der Tagesordnung aufgeführten weiteren Beratungspunkte und das da​zu verschickte bzw. auf den Tisch gelegte Material.

Alle zum Haushalt gehörenden Punkte werden durch Stadtpräsidentin

R e y er   (SPD) bei den jeweiligen Einzelabschnitten aufgerufen. Das

gilt auch für die Anträge der Fraktionen.

Der Ablauf der Haushaltsberatungen ist im Ältestenrat folgendermaßen fest​gelegt worden:

Danach beträgt die Redezeit

-
für den Oberbürgermeister             bis zu 20 Minuten

-
für den Kämmerer                      bis zu 20 Minuten

-
für die Fraktionsvorsitzenden         bis zu 20 Minuten


(Stellungnahmen)

Ansonsten gelten für den Ablauf der Haushaltsberatungen und die Einzelplan​beratungen aufgrund der Beratungen im Ältestenrat folgende Redezeiten:

-
Dezernentinnen/Dezernenten und


Fraktionssprecherinnen/Fraktionssprecher


bei den Grundsatzausführungen zum


Einzelplan bzw. Teileinzelplan        bis zu 10 Minuten

-
Diskussionssprecherinnen/


Diskussionssprecher                   bis zu  5 Minuten

Jede Sprecherin und jeder Sprecher kann zu jeder Angelegenheit bis zu zwei​mal das Wort ergreifen.

Angelegenheit im Sinne der Geschäftsordnung ist das, was von Stadtpräsiden​tin   R e y e r   (SPD) zur Beratung aufgerufen wird.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) wird jeden Einzelplan, und zwar Ver​waltungs- und Vermögenshaushalt gemeinsam, aufrufen, aber dann getrennt ab​stimmen lassen. Die Mittelfristige Finanzplanung gilt jeweils als mitaufge​rufen, wird aber getrennt abgestimmt.

Die "großen Einzelpläne", insbesondere wenn mehrere Dezernate berührt wer​den, werden in Unterabschnitten aufgerufen.

Bezüglich des Mitwirkungsverbots von Ratsmitgliedern weist Stadtpräsiden​tin   R e y e r   (SPD) auf folgendes hin:

Bei den Haushaltsberatungen ist als Angelegenheit im Sinne des § 22 GO (Ausschließungsgründe) der jeweilige Haushaltsansatz zu verstehen. Ist also z. B. über einen Zuschuß an einen Verein oder eine Organisation zu beraten, so sind der oder die Betroffene bei Vorliegen der Voraussetzungen nur bei der Beratung und Entscheidung über diesen Haushaltsansatz ausgeschlossen, nicht aber bei der Beratung und Entscheidung über den entsprechenden Ein​zelplan, den Gesamthaushalt oder gar die Haushaltssatzung.

Liegen Gründe für ein Mitwirkungsverbot nach § 22 der Gemeindeordnung vor,

so ist es Pflicht der betreffenden Ratsmitglieder, vor Beginn der Beratung des betreffenden Punktes den Sitzungssaal für die Dauer der Beratung dieses Punktes zu verlassen.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bittet sodann Oberbürgermeister


Dr. Kelling, den Kommunalpolitischen Bericht zu geben.

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 0 - Allgemeine Verwaltung


Hierzu liegen folgende Änderungsanträge vor:


Änderungsantrag dr CDU-Ratsfraktion und der S-U-K-Ratsfraktion:


Haushaltsstelle 001 - Ratsversammlung


7001 - An den Arbeitskreis Städtesolidarität


Streichung des Ansatzes von 3.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Weitere Änderungsanträge der CDU-Ratsfraktion: Haushaltsstelle 034 - Gemeindesteuern und -abgaben 


000.9352 - Herrichtung von Arbeitsplätzen für die Bagatellsteuern Streichung des Ansatzes von 25.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


4 - Personalausgaben



hier: Personal für Bagatellsteuern Kürzung des Ansatzes um 450.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Zentral bewirtschaftete Mittel:

500 - Unterhaltung der Gebäude


Deckungsring: 802

Erhöhung des Ansatzes um 500.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Antrag der S-U-K-Ratsfraktion: 

Haushaltsstelle 024.597 - MitarbeiterInnenzeitung Streichung des Ansatzes in Höhe von 14.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrehit


Beim Vermögenshaushalt, Unterabschnitt 062, ruft Stadtpräsidentin



R e y e r   (SPD) die Vorlage


7 c)
Einrichtung eines Informations- und Servicecenters      - Drs. 846 -





im Erdgeschoß des Rathauses (nur Teil 1)


sowie den Antrag

7 cc)  Einwohnerinformationssystem                             - Drs. 943 -


der SPD-Ratsfraktion auf.

Auf Antrag von Stadträtin   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) wird Satz 2 der Drs. 846 durch die Wörter "zum 2. Nachtragshaushalt" ergänzt.


Beschluß über Drs. 846: Nach Antrag - einstimmig

Auf Anregung von Stadträtin   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) übernimmt die SPD-Ratsfraktion in Drs. 943 den "Sperrvermerk: Freigabe durch den Personalausschuß".


Beschluß: mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 0:          mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 0:            mit Mehrheit Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 0: mit Mehrheit

7. c) Betreff: Einrichtung eines Informations- und Service-
- Drs. 846 -






centers im Erdgeschoß des Rathauses




Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Kelling




Antrag:  Im Erdgeschoß des Kieler Rathauses wird ein






Informations- und Servicecenter nach Maßgabe

des in der Begründung beschriebenen Konzeptes eingerichtet.

Der Beschluß ergeht unter dem Vorbehalt der Bereitstellung der Haushaltsmittel für 1996.




Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 1 - Öffentliche Sicherheit und Ordnung

Beim Verwaltungshaushalt Unterabschnitt 1101 ruft Stadtpräsidentin R e y e r   (SPD) außerdem die gesonderte Vorlage


7 d)
Übertragung von Verkehrsüberwachungs-
- Drs. 878 -





aufgaben an die Landeshauptstadt Kiel,


im Unterabschnitt 115 die Anträge


7 e)
Fortführung des Projektes Klimaschutzstadt Kiel
- Drs. 890 -





SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


7 f)
Weiterentwicklung der Klimaschutzaktion Nordlicht
- Drs. 891 -





SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


7 g)
Innerstädtisches Contracting zur energietechnischen
- Drs. 892 -





Sanierung öffentlicher Gebäude





SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


7 h)
Institutionelle Förderung der Bund-Kreisgruppe
- Drs. 895 -





S-U-K-Ratsfraktion





Haushaltsstelle 115.7014


7 i)
Beitrag an das Öko-Institut
- Drs. 896 -





S-U-K-Ratsfraktion





Haushaltsstelle 115.6610


auf.

Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Drucksachen

Die Beiträge 7 d) bis g) sind bereits durch den Veränderungsnachweis in den Haushalt eingestellt. Es ist jedoch noch der Grundsatzbeschluß zu fassen. Anträge der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt:

Haushaltsstelle 1102 - Rotlichtüberwachung

260 - Verwarnungs-, Buß- und Zwangsgelder Streichung des Ansatzes von 300.000 DM 520 - Büroinventar, Arbeitsgeräte Streichung des Ansatzes von 10.000 DM

531 - Miete für die Benutzung von EDV-Anlagen Streichung des Ansatzes von 30.000 DM

572 - Sonstige Verbrauchsmittel, Laborkosten Streichung des Ansatzes von 1.500 DM

6521 - Postgebühren

Streichung des Ansatzes von 40.000 DM

655 - Sachverständigen-, Gerichts- und ähnliche Kosten Streichung des Ansatzes von 1.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 115 - Umweltschutzamt 595 - Öffentlichkeitsarbeit

Kürzung des Ansatzes um
20.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Anträge der S-U-K-Ratsfraktion: 

Haushaltsstelle 115.595 - Öffentlichkeitsarbeit Kürzung des Ansatzes auf 85.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 115.632 - Gutachten zur Bewertung schützenswerter Landschaftsteile

Kürzung des Ansatzes auf 50.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 1101.001.9352 - Überwachungseinheit Streichung des Ansatzes in Höhe von 40.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 1101.000.9352 - Auswerteeinheiten für das Ordnungsamt







und die Polizeiinspektion Kiel Streichung des Ansatzes in Höhe von 70.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Antrag der CDU-Ratsfraktion zum Vermögenshaushalt: Haushaltsstelle 1102 - Rotlichtüberwachung

000.9352 - Technische Arbeitsgeräte, Werkzeuge Streichung des Ansatzes von 75.000 DM

000.9357 - Hard- und Software Streichung des Ansatzes von 67.500 DM 

001.960 - Installation von Rotlichtüberwachungsanlagen Streichung des Ansatzes von 75.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 1:          mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 1:            mit Mehrheit Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 1: mit Mehrheit

7. d) Betreff: Übertragung von Verkehrsüberwachungsaufgaben       - Drs. 878 ​



auf die Landeshauptstadt Kiel




hier: 1. Rotlichtüberwachung an gefährlichen

Kreuzungen durch stationäre Über​wachungssysteme

  2. Fortführung des Pilotprojektes "Ge​schwindigkeitsüberwachung in einer kreisfreien Stadt" bis zum 31.12.1996



Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag 1: Zur Realisierung des Beschlusses der Ratsversammlung vom 18.03.1993 (Rotlichtüberwachung) wird der Leistung von folgenden Ausgaben beim einzurichten​den Unterabschnitt 110/1102 zugestimmt:





a. Rotlichtüberwachungskamera
75.000,00 DM





b. Tiefbauarbeiten an Kreuzungen
75.000,00 DM





c. EDV-Einrichtung

67.500,00 DM





d. Kosten für die Datenzentrale
70.000,00 DM





e. Inventarkosten

11.000,00 DM





f. Laborkosten

1.500,00 DM






gesamt:

300.000,00 DM

Die Ausgaben werden durch Einnahmen im gleichen Unterabschnitt gedeckt. Die Ausgaben und Einnahmen werden für den Haushalt 1996 nachgemeldet.

Antrag 2: 1. Es wird zugestimmt, das Pilotprojekt "Geschwindig​keitsüberwachung in einer kreisfreien Stadt" auf der Basis des bisherigen Vertrages bis zum 31.12.1996 weiterzuführen.

          2. Zugestimmt wird der Leistung von Ausgaben in dem bereits eingerichteten Unterabschnitt 110/1101:



a. Personal
391.000,00 DM



b. Bürobedarf, Inventar,




Reparatur
20.000,00 DM



c. Datenzentrale
180.000,00 DM



d. Handy
3.000,00 DM



e. Bekanntmachungen
2.000,00 DM



f. Reisekosten
4.000,00 DM



g. Gerichtskosten
2.000,00 DM



h. Fahrzeug (Tanken, Pflege)
4.000,00 DM



i. Erstattung Land




(Nachermittlungen)
90.000,00 DM



j. Filmkosten
22.000,00 DM



k. Dienstkleidung
20.000,00 DM



l. Geschwindigkeitsmeßgerät
40.000,00 DM



m. Auswerteanlage
70.000,00 DM




gesamt:
848.3000,00 DM

Die Ausgaben werden durch die Einnahmen im gleichen Unterabschnitt gedeckt.



Die Ausgaben und Einnahmen werden für den Haushalt



1996 nachgemeldet.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

7. e) Fortführung des Projekts Klimaschutzstadt Kiel
           - Drs. 890 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Im Haushalt 1996 werden 68.000 DM für die Weiterführung des Projektes Klimaschutzstadt Kiel der Forschungsgesellschaft für umweltschonende Energieumwandlung und -nutzung mbH bereitgestellt.


Im Leistungskontrakt mit dem Pilotamt Umweltschutzamt für 1996 wird

das Leistungsprogramm um die Fortführung des Projekts Klimaschutzstadt Kiel der Forschungsgesellschaft erweitert. Das Budget des Umweltschutz​amtes wird (ausschließlich für diesen Zweck) um 88.275 DM erhöht. Nach​richtlich wird im Verwaltungshaushalt des Umweltschutzamtes 115 eine entsprechende Haushaltsstelle eingerichtet und mit folgendem Sperrver​merk versehen: "Freigabe nach Beschlußfassung der Ratsversammlung über den Leistungskontrakt des Pilotamtes Umweltschutzamt und nach Einrich​tung der städtischen Energieleitstelle beim Umweltschutzamt".


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

7. f) Weiterentwicklung der Klimaschutzaktion Nordlicht           - Drs. 891 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Im Haushalt 1996 werden 40.000 DM für die Weiterentwicklung der Kli-


maschutzaktion Nordlicht bereitgestellt.

Im Leistungskontrakt mit dem Pilotamt Umweltschutzamt für 1996 wird das Leistungsprogramm um die Weiterentwicklung der Klimaschutzaktion Nord​licht erweitert. Das Budget des Umweltschutzamtes wird (ausschließlich für diesen Zweck) um 40.000 DM erhöht. Nachrichtlich wird im Verwal​tungshaushalt des Umweltschutzamtes 115 eine entsprechende Haushalts​stelle eingerichtet und mit folgendem Sperrvermerk versehen: "Freigabe nach Beschlußfassung der Ratsversammlung über den Leistungskontrakt mit dem Umweltschutzamt und nach Einrichtung der städtischen Energieleit​stelle beim Umweltschutzamt".


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

7. g) Innerstädtisches Contracting zur energietechnischen         - Drs. 892 ​


Sanierung öffentlicher Gebäude


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Modell für ein "Innerstädtisches Contracting" auszuarbeiten und in 1996 mindestens ein Modellvorhaben durchzuführen.

Im Leistungskontrakt mit dem Pilotamt Umweltschutzamt für 1996 wird das Leistungsprogramm um die Aufgabe "Innerstädtisches Contracting" erwei​tert. Das Budget des Umweltschutzamtes wird (ausschließlich für diesen Zweck) um 500.000 DM erhöht, die mit folgendem Sperrvermerk versehen werden: "Freigabe nach Beschlußfassung der Ratsversammlung über den Lei​stungskontrakt des Pilotamtes Umweltschutzamt und nach Einrichtung der städtischen Energieleitstelle beim Umweltschutzamt". Nachrichtlich wird im Vermögenshaushalt des Umweltschutzamtes 115 eine entsprechende Haus​haltsstelle eingerichtet.

Aus Mitteln des "Innerstädtischen Contractings" sollen ausschließlich Maßnahmen zur energietechnischen Sanierung öffentlicher Gebäude finan​ziert werden, die sich in weniger als zehn Jahren aufgrund der einge​sparten Energiekosten auszahlen. Dabei sollen Vorhaben, die im Rahmen von Programmen zur Energieeinsparung gefördert werden, Vorrang haben.

In den Folgejahren sollen die eingesparten Energiekosten bis zur Höhe

der eingesetzten Mittel für neue Vorhaben des "Innerstädtischen Contrac​tings" bereitgestellt werden.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

7. h) Institutionelle Förderung der BUND-Kreisgruppe              - Drs. 895 


​Streichung der HHSt. 115.7014


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, den Ansatz der Haushaltsstelle


115.7014 in Höhe von 5.400,00 DM zu streichen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -            

7. i) Beitrag an das Oeko-Institut                                - Drs. 896 ​


Streichung der HHSt. 115.6610                     



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, den Ansatz der Haushaltsstelle 115.6610 in Höhe von 2.000,00 DM zu streichen.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

7.  IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 2 - Schulen


Antrag der SPD-Ratsfraktion zum Vermögenshaushalt:

Haushaltsstelle 999.941 - Modernisierung von Fachräumen Freigabe der Mittel durch den Schulausschuß


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Anträge der CDU-Ratsfraktion zur Mittelfristigen Finanzplanung: Haushaltsstelle 21 - Grund- und Hauptschulden


040.941 - Herrichtung eines NW-Raumes in der Grund-





und hauptschule Holtenau


1997 werden 130.000 DM in die Mittelfristige Finanzplanung eingestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit






bei 20 Ja- und 22 Nein-Stimmen


253.940 - Neubau einer viertelbaren Sporthalle in Gaarden

9.640.000 DM werden auf die Jahre 1998 und 1999 mit jweils 4.820.000 DM vorgezogen.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über Einzelplan 2 - Verwaltungshaushalt: mit Mehrheit


Beschluß über Einzelplan 2 - Vermögenshaushalt:   mit Mehrheit

Beschluß über Einzelplan 2 - Mittelfristige Finanzplanung: mit Mehrheit

7.  IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 3 - Wissenschaft, Forschung, Kultur

Beim Verwaltungshaushalt, Unterabschnitt 331, ruft Stadtpräsidentin


R e y e r   (SPD) den Bewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshaupt​stadt Kiel für das Wirtschaftsjahr 1996 bis 1997 auf.

Zum Verwaltungshaushalt liegt im Unterabschnitt  321/323 der Antrag

7 j) Ausweisung der Ansätze für das Museum für                - Drs. 889 ​

Industrie- und Alltagskultur im Haushalt 1996


der CDU-Ratsfraktion vor.


Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drucksache


Im Unterabschnitt 300 wird Tagesordnungspunkt

7 w) Nutzung der Sternschule/Haushaltsstelle 300.656          - Drs. 934 -

der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN aufgerufen.

Die Mittel sind bereits im Veränderungsnachweis enthalten. Damit steht Ziff. 1 nicht mehr zur Abstimmung an.

Stadträtin   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt den "Sperrvermerk: Freigabe durch den Kulturausschuß".

Beschluß über Drs. 934 incl. Sperrvermerk: mit Mehrheit

Anträge der S-U-K-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt: Haushaltsstelle
341.7012 - Zuschuß an den Verein Hof Akkerboom e. V.

Kürzung des Ansatzes auf 37.800 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle
341.7013 - Zuschuß an den Kulturladen Leuchtturm

Kürzung des Ansatzes auf 81.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle
300.7010 - Zuschuß Frauenwoche

Kürzung des Ansatzes auf 128.600 DM 

Haushaltsstelle
341.7010 - Zuschußbedarf des Trägervereins für die Pumpe

Kürzung des Ansatzes auf 765.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle
341.7011 - Zuschuß an den Verein Hansastraße 48 e. V.

Kürzung des Ansatzes auf 90.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Anträge der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt: Haushaltsstelle 300 - Kulturamt

656 - Gutachterliche Konzepterstellung für das Gebäude Sternschule, Haus der Initiativen

Streichung des Ansatzes von 40.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 321 - Städtische Museen 

521 - Museums- und Ausstellungsinventar, sonstige Geräte

Kürzung des Ansatzes um 1.200 DM

560 - Dienst- und Schutzbekleidung, persönliche Ausrüstungsgegenstände Kürzung des Ansatzes um 600 DM

591 - Ausstellungen, Wettbewerbe und sonstige Veranstaltungen

Kürzung des Ansatzes um 20.000 DM

594 - Herstellung und Ankauf von Schriften und Bildmaterial, Veröffentlichungen

Kürzung des Ansatzes um
3.000 DM

600 - Erwerb, Unterhaltung und Pflege von Kunst- und Sammlungs​gegenständen

Kürzung des Ansatzes um
5.400 DM

654 - Reisekosten, Wegstreckenentschädigung

Kürzung des Ansatzes um
2.000 DM

6580 - Transport, Fracht- und Lagerkosten

Kürzung des Ansatzes um
6.600 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 340 - Förderung des Schrifttums, des Kunstvereins und dgl. 591 - Kultur- und Künstleraustausch

Kürzung des Ansatzes um
3.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Haushaltsstelle 341 - Kultur- und Kommunikationszentren 7011 - Zuschuß an den Verein Hansastraße 48 e. V. Streichung des Ansatzes von 100.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 346 - Stadtgalerie 4 bis 6580 - Ausgaben

Kürzung der Ansätze um 500.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Antrag der CDU-Ratsfraktion zum Vermögenshaushalt Haushaltsstelle 321 - Städtische Museen

000.9353 - Inventar für Museums- und Ausstellungsräume Kürzung des Ansatzes um
6.000 DM

000.9354 - Bestandsergänzungen der Museumssammlungen Kürzung des Ansatzes um 26.600 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 3: mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 3:   mit Mehrheit 

Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 3: mit Mehrheit

7. j) Ausweisung der Ansätze für das Museum für Industrie-        - Drs. 889 



​und Alltagskultur im Haushalt 1996



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Alle Haushaltsansätze für das Museum für Industrie- und Alltagskultur werden wieder im Unterabschnitt 323 des Haushaltsplanes ausgewiesen. Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

7.  IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 4 - Soziale Sicherung


Beim Verwaltungshaushalt - Unterabschnitt 411 (Hilfe zur Pflege) ruft


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die Vorlage

7 k) Wirtschaftsplan für den eigenbetriebsähnlichen           - Drs. 870 



​Betrieb "Betreuungs- und Pflegedienste der




Landeshauptstadt Kiel"


(ohne Finanzplan) auf.


Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drucksache

Im Unterabschnitt 451 (Jugendarbeit) wurde der Antrag der S-U-K-Ratsfrak-


tion

7 l) Verband politischer Jugend                               - Drs. 894 ​


Streichung Haushaltsstelle 451.7011 zurückgezogen.


Der Antrag der S-U-K-Ratsfraktion

7 x) Renovierung und Ausbau des Kindergartens                 - Drs. 415 ​



Jettkorn in Kiel-Elmschenhagen




Haushaltsstelel 4640.052.941

steht nicht mehr zur Beratung an, da im Veränderungsnachweis enthalten.

Stellv. Stadtrat   V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) teilt hierzu fol​gendes mit: Das Kämmerei- und Steueramt sieht sich derzeit nicht in der Lage, zuzustimmen, die finanztechnische Abwicklung könne aber im Rahmen eines Nachtragshaushalts erfolgen.

Bei der Stellungnahme der Kämmerei gibt es eine Menge inhaltlicher Anmer​kungen: So ist die Trennung des Altenheimbereichs vom Pflegebereich strikt zu vollziehen.

Seine Fraktion gehe davon aus, daß sowohl die finanztechnische Abwicklung über den Nachtrag wie auch die inhaltliche Aufarbeitung der Kritikpunkte der Kämmerei erfolgen wird.

Man sei zwar bewußt ein Risiko eingegangen, gehe aber von der Zustimmung


des Innenministers aus.


Anträge der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt:

Haushaltsstelle 4103 - Einmalige Leistungen an Empfänger lfd. Leistungen

730 - Leistungen der Sozialhilfe an natürliche Personen außerhalb von





Einrichtungen





hier: Bekleidungspauschale


Kürzung des Ansatzes um 1.500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4141 - Hilfe zum Aufbau/Sicherung der Lebensgrundlage

730 - Leistungen der Sozialhilfe an natürliche Personen außerhalb von Einrichtungen

Kürzung des Ansatzes um 50.000 DM

Beschluß:  Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4148 - Hilfe in anderen besonderen Lebenslagen

730 - Leistungen der Sozialhilfe an natürliche Personen außerhalb von Einrichtungen

Kürzung des Ansatzes um 130.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4327 - Badeabteilung im Altenzentrum Neumühlen​Dietrichsdorf




hier: Schließung der Einrichtung

115 - 1693 - Einnahmen

Streichung aller Ansätze 4 - 6793 - Ausgaben Streichung aller Ansätze 

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 470 - Förderung öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege 7031 - An das Frauennetzwerk

Streichung des Ansatzes von 106.300 DM

7043 - Notruf und Beratung für vergewaltigte Mädchen und Frauen gegen Gewalt e. V.

Kürzung des Ansatzes um 89.000 DM

7048 - An den Verein "Kieler Treff- und Informationsort für Frauen aus der Türkei (T.I.O.)

Streichung des Ansatzes von 33.400 DM Beschluß: Abgelehnt  - mit Mehrheit Haushaltsstelle 451 - Jugendarbeit 1571 - Kostenersatz für Ferienpaß Erhöhung des Ansatzes um 5.000 DM

167 - Erstattung von Kosten für Veranstaltungen amtlicher Jugendpflege Erhöhung des Ansatzes um 25.000 DM

591 - Veranstaltungen amtlicher Jugendpflege

Erhöhung des Ansatzes um 20.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4534 - Unterbringung von Müttern/Vätern/Kindern 1612 - Vom Land Quotales System

Kürzung des Ansatzes um
12.000 DM

770 - Leistungen in Einrichtungen Kürzung des Ansatzes um
50.000 DM

Haushaltsstelle 4535 - Betreuung/Versorgung in Notsituationen 1612 - Vom Land Quotales System

Kürzung des Ansatzes um
12.000 DM

760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen

Kürzung des Ansatzes um
50.000 DM

Haushaltsstelle 454 - Förderung in Tagespflegeeinrichtungen und -pflege 760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen

Kürzung des Ansatzes um 175.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4554 - Sozialpädagogische Familienhilfe 1612 - Vom Land - Quotales System

Kürzung des Ansatzes um
34.000 DM

760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen Kürzung des Ansatzes um 140.000 DM Haushaltsstelle 4556 - Vollzeitpflege

1612 - Vom Land - Quotales System Kürzung des Ansatzes um 108.000 DM 

241 - Kostenbeiträge und Aufwendungsersatz Erhöhung des Ansatzes um 60.000 DM

760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen Kürzung des Ansatzes um 450.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4557 - Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform

251 - 255 - Einnahmen

Erhöhung der Ansätze um 500.000 DM

Haushaltsstelle 4558 - Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 1612 - Vom Land - Quotales System

Kürzung des Ansatzes um 134.000 DM

760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen Kürzung des Ansatzes um
60.000 DM

770 - Leistungen in Einrichtungen

Kürzung des Ansatzes um 500.000 DM Haushaltsstelle 4559 - Sonstige Erziehungshilfen 760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen Kürzung des Ansatzes um
30.000 DM

770 - Leistungen in Einrichtungen Kürzung des Ansatzes um
50.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Haushaltsstelle 4561 - Hilfen für junge Volljährige 1612 - Vom Land - Quotales System

Kürzung des Ansatzes um
88.000 DM

760 - Leistungen außerhalb von Einrichtungen

Kürzung des Ansatzes um 350.000 DM

Haushaltsstelle 4583 - Sonstige Maßnahmen der Jugendhilfe 157 - Rückzahlung von Zuschüssen aus Vorjahren (Lotta e. V.) Erhöhung des Ansatzes um 300.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4591 - Eingliederungshilfe für seel. beh. Kinder/Jugend​liche

1612 - Vom Land - Quotales System

Kürzung des Ansatzes um
36.000 DM

251 - Kostenbeiträge und Aufwendungsersatz Erhöhung des Ansatzes um 80.000 DM

672 - An andere örtliche Träger Kürzung des Ansatzes um
79.900 DM

Haushaltsstelle 4592 - Eingliederungshilfe für seel. beh. junge Volljährige

1612 - Vom Land - Quotales System

Kürzung des Ansatzes um
48.000 DM

672 - An andere örtliche Träger Kürzung des Ansatzes um
49.900 DM

770 - Eingliederungshilfe in teilstationärer, stationärer oder sonstiger Wohnform

Kürzung des Ansatzes um
200.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Gemeinsamer Antrag CDU- und S-U-K-Ratsfraktion:

Haushaltsstelle 493 - Sonstige soziale Leistungen im eigenen Aufgaben​bereich

787 - Arbeitslosenticket

Streichung des Ansatzes von 900.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Anträge der S-U-K-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt: Haushaltsstelle 470.7031 - Frauennetzwerk

Kürzung des Ansatzes auf
85.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Haushaltsstelle
4000.594 - Herstellung und Ankauf von Bildmaterial

Kürzung des Ansatzes auf
30.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle
4360.6771 - An den Christlichen Verein zur Förderung






sozialer Initiativen für Betreuungsaufgaben Kürzung des Ansatzes auf 403.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle
4361.6771 - Betreuungsaufwand für Asylbewerber

Kürzung des Ansatzes auf 1.300.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 43261.6772 - Betreuungsaufwand für dezentral unter​gebrachte Asylbewerber

Kürzung des Ansatzes auf
85.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle
4525.596 - Friedenspädagogische Aktionen

Streichung des Ansatzes

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle
4583.7000 - Verein LOTTA e. V.

Streichung des Ansatzes

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 462.7000 - Familienbildungsstätte e. V.



Erhöhung des Ansatzes auf 263.050 DM



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 470.7043 - Notruf und Beratung für vergewaltigte Mädchen und Frauen



Kürzung des Ansatzes auf 150.000 DM



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 4:          mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 4:            mit Mehrheit Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 4: mit Mehrheit

7. k) Betreff:  Wirtschaftsplan für den eigenbetriebsähnlichen    - Drs. 870 ​




Betrieb "Betreuungs- und Pflegedienste der






Landeshauptstadt Kiel"




Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann




Antrag:
Dem vorgelegten Wirtschaftsplan 1996 wird






zugestimmt.






Er ist gegebenenfalls an die geänderte Beschluß-

lage zum Verwaltungshaushalt, Vermögenshaushalt,

Mittelfristige Finanzplanung und Stellenplan






anzupassen.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

bei 5 Gegenstimmen

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 5 - Gesundheit, Sport, Erholung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft den Wirtschaftsplan für das Städtische Krankenhaus für das Wirtschaftsjahr 1996 sowie

im Verwaltungshaushalt - Unterabschnitt 58 - den Antrag der SPD-Ratsfrak-


tion


7 dd) Aufbau einer Betriebskostenrechnung im Grünflächenamt    - Drs 942 -


auf.


Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drucksache


Im Vermögenshaushalt ist im Unterabschnitt 560 die Vorlage


7 n) Sanierung der Kunststofflaufbahn auf dem Sportplatz       - Drs. 761 -





Unterer Radsredder


durch Aufnahme in den Veränderungsnachweis erledigt.


Grün- und Parkanlagen


Antrag der CDU-Ratsfraktion (Vermögenshaushalt):


Haushaltsstelle 593 - Kleingärten


020.952 - Zuschuß an den Kreisverband der Kleingärtner

hier: Sanierung von Kleingartenanlagen

Erhöhung des Ansatzes um
50.000 DM

037.952 - Schaffung einer Kleingartenanlage in Schilksee Erhöhung des Ansatzes um
50.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Gesundheit

Anträge der CDU-Ratsfraktion (Verwaltungshaushalt) Haushaltsstelle 50 - Gesundheitsamt

7001 - An Ihriss e. V.

Streichung des Ansatzes von 88.000 DM

7007 - An Donna Klara e. V. Zuschuß für Suchtberatung hier: Lesbenförderung

Kürzung des Ansatzes um 50.000 DM

7018 - An Eß-o-Eß

Streichung des Ansatzes von 30.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 50 - Gesundheitsamt 

655 - Projektförderung zur Suchtpräventation Erl.: Zweckbindung für

a) Kieler Institut für Suchtprävention 

b) Projekt "Echter Rausch kommt von innen"

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Anträge der S-U-K-Ratsfraktion: Haushaltsstelle 50.7001 - IHRISS e. V. Kürzung des Ansatzes auf
20.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 50.7007 - DONNA KLARA e. V. Streichung des Ansatzes

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Haushaltsstelle 50.715 - AIDS-Hilfe Kiel e. V. Kürzung des Ansatzes auf
61.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Sport

Antrag der S-U-K-Ratsfraktion (Verwaltungshaushalt): Haushaltsstelle 561.500 - Unterhaltung der Gebäude


Erhöhung des Ansatzes auf 250.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Gemeinsamer Antrag der CDU-Ratsfraktion und Ratsfraktion Bündnis 90/DIE


GRÜNEN zur Mittelfristigen Finanzplanung:

Haushaltsstelle 560 - Sport- und Spielplätze 055.952 - Sanierung Fögeplatz

580.000 DM werden von den Jahren 2000 ff. auf 1998 vorgezogen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Antrag der CDU Ratsfraktion zur Mittelfristigen Finanzplanung: Haushaltsstelle 590 - Freizeit- und Leistungszentrum Schilksee 

006.950 - Beseitigung von Undichtigkeiten Promenade und Fliegender Holländer sowie Betonsanierung der Treppen, Pfeiler und Brüstungen


1997 werden 200.000 DM neu,

1998 werden 300.000 DM neu und

1999 werden 100.000 DM zusätzlich 

in die Mittelfristige Finanzplanung eingestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 5: mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 5:   mit Mehrheit 

Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 5: - einstimmig

7. dd) Aufbau der Betriebskostenrechnung im Grünflächenamt        - Drs. 942 -




Hierzu liegt folgender  Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:




Unter der im Verwaltungshaushalt neu einzrichtenden Haushalts-

stelle 58.626 werden 100.000,00 DM für den Aufbau der Betriebs-




kostenrechnung im Grünflächenamt zur Verfügung gestellt.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

7. y) Betreff: Anmeldung zum Vermögenshaushalt 1996               - Drs. 914 -



Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge



Antrag: Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle






58.025.952 - Grundüberholung von Grünanlagen

und Wanderwegen - wird um 200.000 DM erhöht.



zurückgezogen

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 6 - Bau- und Wohnungswesen, Verkehr


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft hierzu folgende gesonderten


Vorlagen und Anträge auf:

7 o)  Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr
- Drs. 834 -


13. Nachtragssatzung

7 ff) Architektenwettbewerb Hochbauamt
- Drs. 947 -


Haushaltsstelle 601.621

7 p)  P + R-System
- Drs. 882 -


S-U-K-Ratsfraktion


Streichung der Haushaltsstelle 68.013.900

7 z)  Prioritätenliste für den Straßenbau
- Drs. 915 -


CDU-Ratsfraktion

7 aa) Rückbau von Straßen
- Drs. 916 -


CDU-Ratsfraktion

7 bb) Straßenbaumaßnahmen
- Drs. 917 -


CDU-Ratsfraktion

Beschluß: siehe jeweils auf den nachgehefteten Drucksachen

Wohnungsbau

Antrag der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt:

Haushaltsstelle 620 - Amt für Wohnungsbau und Wohnungswesen 655 - Erstellung Mietspiegel 1996

Streichung des Ansatzes von 316.500 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Verkehr

Anträge der S-U-K-Ratsfraktion zum Vermögenshaushalt: Haushaltsstelle 602.620 - Straßenverkehrszählung Kürzung des Ansatzes auf 10.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 63.5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege etc. Erhöhung des Ansatzes auf 2.500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 63.5101 - Betrieb von Verkehrsanlagen, Gemeindestraßen Erhöhung des Ansatzes auf 1.000.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 63.5103 - Beseitigung von Straßenschäden - Gemeindestraßen Erhöhung des Ansatzes auf 1.500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 66.5100 - Bundes- und Landesstraßen Erhöhung des Ansatzes auf 900.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelel 65.5100 - Kreisstraßen Erhöhung des Ansatzes auf 800.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Anträge der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt:

Haushaltsstelle 63 - Gemeindestraßen

5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze

Erhöhung des Ansatzes um
300.000 DM

5103 - Beseitigung von Straßenschäden, die durch Dritte verursacht wurden Erhöhung des Ansatzes um
150.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 65 - Kreisstraßen 

5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze

Erhöhung des Ansatzes um
150.000 DM

5103 - Beseitigung von Straßenschäden, die durch Dritte verursacht wurden Erhöhung des Ansatzes um
100.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 66 - Bundes- und Landesstraßen 

5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze

Erhöhung des Ansatzes um
150.000 DM

5103 - Beseitigung von Straßenschäden, die durch Dritte verursacht wurden Erhöhung des Ansatzes um 50.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 670 - Straßenbeleuchtung 

572 - Betriebsstrom, hier: Verzicht auf Teilabschaltung Erhöhung des Ansatzes um
100.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Zentral bewirtschaftete Mittel: 500 - Unterhaltung der Gebäude Deckungsring: 802

Erhöhung des Ansatzes um
500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Anträge der CDU-Ratsfraktion zum Vermögenshaushalt: Haushaltsstelle 670 - Straßenbeleuchtung

015.960 - Umstellung von Straßenbeleuchtungs-, Freileitungsanlagen





auf Erdkabel

Antrag auf Einrichtung gegenseitiger Deckungsfähigkeit mit Haushaltsstelle 670.049.960

049.960 - Instandsetzung und Erneuerung der Straßenbeleuchtungsanlage





im Stadtgebiet


Erhöhung des Ansatzes um 100.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Antrag der CDU-Ratsfraktion zur Mittelfristigen Finanzplanung: Haushaltsstelle 63 - Gemeindestraßen


054.950 - Bauliche Maßnahmen zur Schulwegsicherung





hier: Bau eines Fußweges in Meimersdorf

1997 werden Einnahmen von 360.000 DM und Ausgaben von 450.000 DM in die


Mittelfristige Finanzplanung eingestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Antrag der S-U-K-Ratsfraktion zur Mittelfristigen Finanzplanung: Haushaltsstelle 63.279.042.950 - Ausbau des Torfmoorkamps Aufnahme in das Investitionsprogramm 1997


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 6: mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 6:   mit Mehrheit 

Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 6: mit Mehrheit

7. o) Betreff: Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr       - Drs. 834 ​- 





13. Nachtragssatzung -



Berichterstatter: Stadtrat Schirmer



Antrag:  Die als Anlage beigefügte 13. Nachtragssatzung

über die Reinigung der öffentlichen Straßen in






der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

7. ee) Betreff: Haushaltsplan 1996                                - Drs. 946 ​Haushaltsstelle 63.005.950 - Gemeindestraßen;







Poller zur Verkehrssicherung




Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:  In den Druckentwurf des Haushaltsplanes 1996 - Ver​mögenshaushalt und MIP - wird aufgenommen:

Haushaltsstelle: 63.005.950 - Gemeindestraßen; Poller zur Verkehrssicherung







Haushaltsansatz neu                     30.000,00 DM




mehr gegenüber Druckentwurf         +   30.000,00 DM




Gesamtausgaben
            150.000,00 DM




mehr gegenüber Druckentwurf         +  150.000,00 DM




Durch diese Änderungen ergeben sich für den mittel-




fristigen Zeitraum folgende neue Ansätze:





1997          1998
   1999          2000 ff.  




30.000,00     30.000,00
 30.000,00      30.000,00



Keine Beratung, der kein Sachbeschluß im Magistrat

7. ff) Betreff: Haushaltsplan 1996
                       - Drs. 947 -




Haushaltsstelle 601.621 - Hochbauamt;




Architektenwettbewerb



Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:  In den Druckentwurf des Haushaltsplanes 1996 - Ver​waltungshaushalt - wird aufgenommen:




Haushaltsstelle: 601.621 - Hochbauamt;






Architektenwettbewerb




Haushaltsansatz neu
          90.000,00 DM

mehr gegenüber Druckentwurf      +   90.000,00 DM



zurückgezogen

7. p) P & R-System
                       - Drs. 882 -


Streichung der HHSt. 68.013.950


Hierzu liegt folgender   Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, die HHSt. 68.013.950 - Ein-


richtung eines P & R-Systems - zu streichen.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

7. z) Prioritätenliste für den Straßenbau                         - Drs. 915 -


Hierzu liegt folgender   Antrag   der CDU-Ratsfraktion vor:

Dem Bauausschuß ist für die Verwendung der im Haushaltsplan (Ver​waltungs- und Vermögenshaushalt) eingestellten Sammeltitel für den Straßenbau wieder eine Prioritätenliste zur Beschlußfassung vorzu​legen, und zwar im Jahr der Ausführung vor Baubeginn für Maßnahmen


ab 100.000 DM.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

7. aa) Rückbau von Straßen
               - DRs. 916 -



Hierzu liegt folgender   Antrag   der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Rückbau von Straßen - auch wenn diese Maßnahme im Generalver​kehrsplan festgelegt ist - wird aufgrund der desolaten Haushalts-




lage ausgesetzt.




Beschluß Abgelehnt - mit Mehrheit

7. bb) Straßenbaumaßnahmen                                        - Drs. 917 -




Hierzu liegt folgender   Antrag   der CDU-Ratsfraktion vor:

Jede Straßenbaumaßnahme, die mit der Verminderung bzw. Verengung

der Fahrspuren verbunden ist, ist im Jahr der Ausführung vor




Baubeginn dem Bauausschuß vorzulegen.




Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 7 - Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung

Hierzu liegen folgende gesonderte Vorlagen im Verwaltungshaushalt vor:

7 q) Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahre 1996        - Drs. 858 -





15. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung

7 r) 3. Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung       - Drs. 768 -





und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel





(Abfallsatzung)


Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Drucksachen

7 s) Gebührensatzung zur Satzung über die Vermeidung und       - Drs. 769 -





Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel





(Abfallgebührensatzung)


Die Vorlage ist nachgeheftet.

7. q) Betreff: Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahre      - Drs. 858 ​






1996; hier: 15. Nachtragssatzung zur Gebühren-






satzung



Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:  Der anliegenden 15. Nachtragssatzung zur Satzung über

die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Ab​wasseranlagen der Landeshauptstadt Kiel (Gebühren-

satzung) vom 23. Dezember 1981 wird zugestimmt.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

7. r) 3. Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung und - Drs. 768 




​Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfall-



satzung)

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf die der Ursprungsvor​lage nachgehefteten Änderungen aus dem Umweltausschuß, die damit Be​standteil der Vorlage werden.

Stellv. Stadtrat   V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) betont, daß so​wohl mit dem Land als auch hausintern geguckt werden muß, insbesondere im Bereich der MVA, ob die Kosten, wie sie im Moment gerechnet werden, in Zukunft überhaupt noch gerechnet werden können und dürfen.



Beschluß über Drs. 768 in der nunmehr vorliegenden Fassung:



mit Mehrheit

7. s) Gebührensatzung zur Satzung über die Vermeidung und         - Drs. 769 



​Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfall-



gebührensatzung)

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf die der Ursprungsvor​lage nachgehefteten Änderungen aus dem Umweltausschuß, die damit Be​standteil der Vorlage werden.

Stellv. Stadtrat   R o g a c k i   (CDU) stellt namens seiner Fraktion folgenden Änderungsantrag:

"§ 4 (in der Ursprungsvorlage § 5) der Abfallgebührensatzung, wonach Ge​bühren für Elektrogeräte erhoben werden sollen, wird gestrichen."

Beschluß über diesen Änderungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 769 in der gemäß Beschluß des Umweltausschusses geän​derten Fassung: - mit Mehrheit

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Außerdem liegt im Vermögenshaushalt die Vorlage

7 t) Mehrkosten für das Kieler Innovations- und                - Drs. 885 -




Technologiezentrum




Haushaltsstelle 791.000.940


vor.


Die Vorlage ist nachgeheftet.


Hier steht lediglich Ziffer 1 zur Abstimmung an.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit bei 6 Gegenstimmen

Anträge der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt: Haushaltsstelle 700 - Stadtentwässerung

620 - Generalentwässerungsplan Streichung des Ansatzes von 200.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 720 - Abfallbeseitigung 595 - Öffentlichkeitsarbeit

Streichung des Ansatzes von 132.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 791 - Wirtschaftsförderung 716 - Zuschuß zum Projekt Frauennachtfahrten Streichung des Ansatzes von 325.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 7: mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 7:   mit Mehrheit


Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 7: mit Mehrheit

7. IV. Beratung der Einzelpläne

Einzelplan 8 - Wirtschaftliche Unternehmen, Allgemeines Grund- und





Sondervermögen

Hierzu ruft Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) den Wirtschaftsplan der


Hafen- und Verkehrsbetriebe 1996 auf.

Zum Vermögenshaushalt liegen Anträge der CDU-Ratsfraktion vor: Haushaltsstelle 880 - wohn- und Geschäftsgrundstücke


000.340 - Verkauf von Grundbesitz

Erhöhung des Ansatzes um 500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 881 - Liegenschaften 

000.3400 - Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken Erhöhung des Ansatzes um 500.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 8: mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 8:   mit Mehrheit 

Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 8: mit Mehrheit

7. IV. Beratung der Einzelpläne


Einzelplan 9 - Allgemeine Finanzwirtschaft


Beim Verwaltungshaushalt/Unterabschnitt 900 ruft Stadtpräsidentin



R e y e r   (SPD) folgenden Antrag auf:

7 u) Aufhebung der Satzung der Landeshauptstadt Kiel           - Drs. 887 -




über die Erhebung einer Gaststättenerlaubnissteuer




CDU-Ratsfraktion




SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


Der Beschluß ist den Anträgen nachgeheftet.

7 v) Aufhebung der Satzung der Landeshauptstadt Kiel           - Drs. 888 -




über die Erhebung einer Getränkesteuer




CDU Ratsfraktion


Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drucksache

Antrag der CDU-Ratsfraktion zum Verwaltungshaushalt:

Haushaltsstelle 900 - Steuern und steuerähnliche Abgaben 023 - Getränkesteuer


Streichung des Ansatzes von 6.850.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan 9: mit Mehrheit Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan 9:   mit Mehrheit 

Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung, Einzelplan 9: mit Mehrheit

7. u) Aufhebung der Satzung der LHS Kiel                          - Drs. 928 ​



über die Erhebung einer Gaststätten-                        - Drs. 887 ​erlaubnissteuer

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den Antrag in folgender Fas​sung zur Abstimmung:

"Die Satzung der LHS Kiel über die Erhebung einer Gaststättenerlaubnis​steuer wird mit Wirkung vom 1. Januar 1996 aufgehoben".



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

7. v) Aufhebung der Satzung der Landeshauptstadt Kiel über        - Drs. 888 ​



die Erhebung einer Getränkesteuer



Hierzu liegt folgender   Antrag   der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Beschluß der Ratsversammlung vom 17. Febraur 1994 über die Wieder​einführung einer Getränkesteuer sowie die Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung einer Getränkesteuer vom 1. März 1994 werden auf​gehoben.



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

7. a) Nach Beratung der Einzelpläne stellt Stadtpräsidentin   R e y e r  (SPD) zunächst den Verwaltungshaushalt für das Jahr 1996 in der nunmehr vorliegenden Fassung zur Abstimmung.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt für das Jahr 1996 in der nunmehr 



vorliegenden Fassung:



Nach Antrag - mit Mehrheit



Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung 1995 - 1999:



Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über den Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses, Bewirt​schaftungsplan der Bühnen und Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbe​triebe:



Nach Antrag - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bittet Bürgermeister Zimmer, die Haushaltssatzung zu verlesen und läßt anschließend über die Haushalts​satzung der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 877 - in der nunmehr vorliegen​den Fassung einschl. Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses, Be​wirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel und Wirtschafts​plan der Hafen- und Verkehrsbetriebe abstimmen.

Beschluß über die Haushaltssatzung einschl. der Wirtschaftspläne:


Nach Antrag - mit Mehrheit

7. b) Stellenplan 1996


Hierzu liegen als Beratungsunterlagen vor:

Die Verwaltungsvorlage 7 b "Stellenplan 1996"               - Drs. 873 ​

sowie die Vorlagen


Punkt 29. Aufbau der Verwaltung




hier: Bildung des Betriebes

"Betreuungs- und Pflegedienst der




LHS Kiel"                                   - Drs. 923 ​- Oberbürgermeister Dr. Kelling -

Punkt 30. - Auflösung des Amtes für Wirtschafts-            - Drs. 925 ​



und Verkehrsförderung und Neubildung

des Amtes für Wirtschaft, Verkehr, Regional- und Stadtentwicklung




- Neuzuordnung von Aufgaben




- Stellenplanmäßige Umsetzung der





Neuorganisation




- Oberbürgermeister Dr. Kelling -

Die Dringlichkeit der Tagesordnungspunkte 29. und 30. wurde bei der Ge​nehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Zu Tagesordnungspunkt 30. wurde eine neue Seite 1 auf den Tisch gelegt. Beschluß über Drs. 925 in der nunmehr vorliegenden Fassung:


mit Mehrheit

Tagesordnugnspunkt 29. ist in Ziffer 3 des Antrages gemäß Beschluß des Magistrats vom 13. Dezember 1995 wie folgt zu ergänzen:

3. Die organisatorische Änderung wird zum 1.1.1996 wirksam, vorbehaltlich der Entscheidung der Ratsversammlung über den Wirtschaftsplan und die Aufnahme des Betriebes zum 1.1.1996.


Beschluß über Drs. 923 in der nunmehr vorliegenden Fassung:


mit Mehrheit

Gemäß Beschluß des Magistrats vom 13. Dezember 1995 sind noch folgende Veränderungen in den Stellenplan aufzunehmen:

- Antrag: Die Vorlage zum Stellenplan 1996 vom 30.11.1995 wird




wie folgt geändert:




1. Die Planstellen 7910/5466, Stadtangestellte/r






BAT I a, und 7910/5467, Stadtangestellte/r






Vorz., BAT VI b, werden nicht gestrichen.

2. Im Unterabschnitt 1150 - Umweltschutzamt - erhält eine Planstelle aus der Arbeitsgruppe Abfallberatung, BAT IV b/IV a, Aufgaben zum Klimaschutz.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit


- Antrag: Die Planstelle 1150/7428, Stadtangestellte/r,

BAT IV b/IV a, wird vom Umweltschutzamt zum

Amt für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung




verlagert.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit



Anträge der Fraktionen:



- S-U-K-Ratsfraktion/CDU-Ratsfraktion:

"Die in der Tagesordnung unter TOP 7 b - Stellenplan 1996, 2. Schaffung neuer Planstellen, c. Kostenrechnende Einrichtungen aufgeführten

15 Planstellen für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel werden gestri​chen."



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrehit



- CDU-Ratsfraktion:



Stadtbücherei - Prüfung der Einrichtung von 2 ABM-Stellen



Beschluß: einstimmig



- CDU-Ratsfraktion:



Stadtkasse - Streichugn einer Planstelle Vollstreckung



(Bagatellsteuer)



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt sodann den Stellenplan in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung zur Abstimmung.



Beschluß: mit Mehrheit

Nach Abschluß der Beratungen zu diesem Tagesordnungspunkt stellt sich heraus, daß folgender Antrag gemäß Beschluß des Magistrats vom 13. De​zember 1995 nicht abgestimmt worden ist:



- Antrag: 1. Einrichtung einer Angestellten-Stelle (BAT II)

Abt. Stadt- und Regionalentwicklung, Sachgebiet EU-Regiestelle (S. 23 Stellenplan 1996)




2. Einrichtung zweier soz.-päd. Stellen (BAT IV b bzw.





V b, 38,5 bzw. 19,3 Std.) Abt. Jugendpflege, Sach-

gebiet Jugend- und Mädchentreff Russee (S. 77 Stellen​plan 1996) - bislang üpl.

Um nicht erneut in die Stellenplanberatungen eintreten zu müssen, geben die Vorsitzenden der in der Ratsversammlung vertretenen Fraktionen zu Protokoll, daß sie davon ausgehen, daß die genannten 3 Stellen Bestand​teil der Beschlüsse über den Stellenplan waren.

8. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

9. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Ausbildungsplätze für die Fachhandwerkerausbildung          - Drs. 864 -



im Marinearsenal Arsenalbetrieb Kiel              



Kenntnis genommen                                 

b) Verkehrssicherungspflicht im Kieler Stadtwald               - Drs. 850 -



- überalterte Buchenbestände -                    



Kenntnis genommen                                 

c) Resolution der Ratsversammlung der LHS Kiel zur             - Drs. 863 ​Verbesserung der Zugverbindungen der Deutschen    



Bahn AG vom 24. August 1995                       



Kenntnis genommen                                 

d) Rechtsformumwandlung der Hafen- und                         - Drs. 866 ​Verkehrsbetriebe                                  



hier: Vorwegantrag wegen kommunalaufsichtsrecht-  





licher Genehmigung für den Erwerb bzw.      





die Gründung einer GmbH & Co. KG            



Kenntnis genommen                                 

e) Vorzeitige Teilabschaltung der Beleuchtung                  - Drs. 929 ​auf öffentlichen Straßen und Gehwegen             



Kenntnis genommen                                 

10. Anträge der Fraktion 

a) Leitungsgebühren Stadtverwaltung                            - Drs. 880 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob die Leitungsgebühren und somit auch die Fernsprechgebühren der Landeshauptstadt Kiel an die Tele​com in folgenden Objekten nicht durch andere Maßnahmen (z. B. sog. "Querverbindungen") erheblich gesenkt werden können: Dänische Straße 19, Dreiecksplatz 11, Eggerstedtstr. 13, Holstenstr. 55-57, Holstenstr. 88, Holstenstr. 96-98, Saarbrückenstr. 143, Sophienblatt 100, Sören-



senstr. 4-10, Wall 42, und ggf. weitere Liegenschaften.

Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       


b) Stadt- und Regionalentwicklung                              - Drs. 881 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen, die Auflösung der Abteilung Stadt- und Regionalentwicklung 04.4 zu prüfen.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -


c) Hochbauamt/Änderungen des Pilotkontraktes                   - Drs. 893 -

Hierzu liegt folgender  Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



1. Der Pilotkontrakt für das Hochbauamt wird wie folgt geändert




(Änderung kursiv):



"2. Projektziel 

Ziel des Projekts ist die Einführung und Erprobung von Instrumenten und Regelungen, die den einzelnen Fachbereichen einen größeren Handlungs​und Verantwortungsspielraum im Sinne des Neuen Steuerungsmodells gestat-


ten; dazu gehören insbesondere: 

a) die eigenverantwortliche Wahrnehmung von bestimmten Querschnittsfunk​tionen durch das Hochbauamt (Anlage). Die in der Anlage genannten Funk​tionen der laufenden Nummern 71 bis 83 (vom Kämmerei- und Steueramt übertragene Aufgaben) gelten nicht für die Bewirtschaftung der Deckungs​ringe 802 (Gebäudeunterhaltung), 803 (Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanlagen), 805 (Sanierung schadstoffbelasteter Schul​gebäude) und 812 (Heizstoffe, Fernwärme)."

Die Änderung gilt zunächst bis zum Abschluß des Kontraktes für das Haus​haltsjahr 1996 (Leistungs-/Budget-Kontrakt).

2. Die Anordnungsberechtigung des Hochbauamtes für den Deckungsring 812 (Heizstoffe, Fernwärme) wird mit Beginn des Haushaltsjahres 1996 aufge​hoben. Die Bewirtschaftung der Mittel wird auf die Fachämter übertragen. 2a) Die Fachämter werden verpflichtet, Heizstoffe und Fernwärme über das Hochbauamt zu beziehen. Um Einzelheiten der Umsetzung festzulegen, wird sich das Hochbauamt mit den jeweiligen Fachämtern in Verbindung setzen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

d) Kostenerstattung an private Unternehmen                     - Drs. 897 ​- Parkeinrichtungen -


Hierzu liegt folgender  Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, die Verwaltung mit der Prüfung zu beauftragen, ob die Bedienung der Parkeinrichtungen, die derzeit an pri​vate Unternehmen vergeben ist, kostengünstiger ausgeführt werden kann.


Beschluß: A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit

e) Neuwahl eines Mitgliedes im Sozialausschuß                  - Drs. 920 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Als Mitglied für den Sozialausschuß wird gewählt:

Herr Rainer Petersen Hänelstr. 5





24145 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

f) Neuwahl eines stellvertretenden Mitgliedes                  - Drs. 921 ​


im Schul- und Sportausschuß

                   


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Als stellvertretendes Mitglied für den Schul- und Sportausschuß wird


gewählt:



Herr Rainer Petersen




Hänselstr. 5





24145 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

g) Neuwahl eines Mitgliedes im Ortsbeirat Suchsdorf            - Drs. 922 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Als Mitglied für den Ortsbeirat Suchsdorf wird gewählt:



Frau Sabine Carlsen Klausbrooker Weg 102



24106 Kiel



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

h) Ausschußumbesetzung Gesundheitsausschuß                     - Drs. 944 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Für das aus dem Gesundheitsausschuß ausgeschiedene stellvertretende



Mitglied Agnes Witte wird





Herr Hans-Heinrich Rohwer







Kirchhofallee 71








24114 Kiel



als neues stellvertretendes Mitglied in den Gesundheitsausschuß gewählt.

Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

11. Betreff:  Verlegung der Schadstoffsammelstelle von der         - Drs. 847 




​Feuerwehr zum Amt für Abfallwirtschaft und        




Straßenreinigung


                          


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Ab Inbetriebnahme des Abfallwirtschaftshofes wird die

Schadstoffsammelstelle mit allen Mitarbeitern, dem Betriebsgelände, den Fahrzeugen und dem sonstigen

technischen Gerät aus dem Bereich der Feuerwehr in die Zuständigkeit des Amtes für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung verlagert.




Die Verpflichtung der Feuerwehr, in Notfällen Gefahren,

die von Schadstoffen ausgehen, abzuwehren und zu be-




seitigen, bleibt unberührt.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

12. Betreff:  Nutzung der ehemaligen Enkingschule                  - Drs. 833 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Klassenräume in der ehemaligen Enking-Schule in




der Hardenbergstraße 9 - 11 werden




dem Centre Culturel Francais de Kiel

der Deutsch-Ibero-Amerikanischen Gesellschaft der Deutsch-Italienischen Gesellschaft




der Deutsch-Französischen Gesellschaft




dem Kieler Knabenchor

zur kostenlosen Nutzung zur Verfügung gestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

13. Betreff:  Bestellung einer Betriebsleitung für die             - Drs. 871 ​"Betreuungs- und Pflegedienste der LHS Kiel"      


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann


Antrag:
Mit Wirkung vom 1. Januar 1996 wird Magistratsdirektor

Peter Lentzsch kommissarisch zum Ersten Betriebsleiter des eigenbetriebsähnlichen Betriebes "Betreuungs- und Pflegedienste der Landeshauptstadt Kiel" bestellt.

Die Bestellung endet mit der Bestellung einer/eines

neuen Betriebsleiterin/Betriebsleiters aufgrund einer Ausschreibung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

14. Betreff:  Änderung der Betriebssatzung des eigenbetriebs-      - Drs. 872 ​



ähnlichen Betriebes "Betreuungs- und Pflege-      



dienste der LHS Kiel"                             


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann


Antrag:
Den Vorschlägen des Innenministers zur Änderung

der Betriebssatzung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

15. Betreff:  B-Plan Nr. 803 für das Baugebiet Kiel-Gaarden-Süd,   - Drs. 851 ​Krusenrotter Weg, Krummbogen, Pappelweg,          



Pestalozzistraße (Aufstellungsbeschluß)           


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Gaarden-Süd, Krusenrotter Weg,

Krummbogen, Pappelweg, Pestalozzistraße wird der Be-



bauungsplan Nr. 803 aufgestellt.

Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekenn-



zeichnet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

16. Betreff:  B-Plan Nr. 866 für das Baugebiet Kiel-Mitte,         - Drs. 852 ​Spritzengang, Ziegelteich und Europaplatz         



(Aufstellungsbeschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Spritzengang, Ziegel-

teich und Europaplatz wird der Bebauungsplan Nr. 866



aufgestellt.

Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekenn-



zeichnet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

17. Betreff:  B-Plan Nr. 867 für das Baugebiet Kiel-Südfriedhof,   - Drs. 853 ​



zwischen Kirchhofallee, Von-Der-Tann-straße,      



Papenkamp, Harmsstraße (Aufstellungsbeschluß)     


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Südfriedhof, zwischen Kirchhof-

allee, Von-Der-Tann-Straße, Papenkamp, Harmsstraße wird der Bebauungsplan Nr. 866 aufgestellt.

Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekenn-



zeichnet.

Stadtbaurat  Dr.   F l a g g e   (SPD) trägt eine redaktionelle Änderung


vor:


Im Antragstext muß es natürlich "Bebauungsplan Nr. 867" heißen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

18. Betreff:  131. Änderung des Flächennutzungsplanes der          - Drs. 854 ​



LHS Kiel-Fassung 1970- für einen Bereich in       



Kiel-Friedrichsort, Falckensteiner Straße,        



Werner-Siemens-Straße, Christianspries,           



An der Schanze (Entwurfsbeschluß)                 


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Friedrichsort, Falcken-

steiner Straße, Werner-Siemens-Straßen, Christians​pries, An der Schanze wird die 131. Änderung des Flächennutzungsplanes der Landeshauptstadt Kiel

- Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 Baugesetzbuch wird von der Unterrichtung und der Erörterung der Bürgerinnen und Bürger abgesehen, weil die frühzeitige Bürger​beteiligung bereits auf der Grundlage des Bebauungs​planes Nr. 758 erfolgt ist.

Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

19. Betreff:  B-Plan Nr. 758 und Aufhebung des B-Planes Nr. 195    - Drs. 855 



​für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Falcken-    

steiner Straße, Christianspries, An der Schanze   (Entwurfsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Falckensteiner

Straße, Christianspries, An der Schanze wird der Be​bauunsplan Nr. 758 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung des Durchführungs​planes Nr. 195 für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Falckensteiner Straße, Christianspries, An der Schanze entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter der Stadtwerke


Kiel AG wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

20. Betreff:  1. Änderung des B-Planes Nr. 561 für das             - Drs. 856 ​



Baugebiet Kiel-Mitte, nördlich Gablenzstraße,     

zwischen Sophienblatt und Bundesbahngelände       

(Satzungsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
I.  Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf der






1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 561, der






in der Zeit vom 09.10.1995 bis 09.11.1995






öffentlich ausgelegen hat, von






a) der Stadtwerke Kiel AG, Postfach 41 60,







24100 Kiel,






b) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-

land e. V., Kreisgruppe Kiel






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, nördlich Gablenzstraße, zwischen Sophienblatt und Bundesbahngelände wird die 1. Änderung des Bauungsplanes Nr. 561 entsprechend dem 

in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.






Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter der Stadtwerke


Kiel AG wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

21. Betreff:  Sanierungsgebiet Kiel-Hörnbereich-SAH-/              - Drs. 857 ​Alternativenprüfung zur nördlichen Verkehrs-      



anbindung                                         


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Dem Sanierungsrahmenplan Kiel-Hörn 95 ist als

zweite Zufahrt die Lösung 2 - Nordanbindung von der Werftstraße (südliche Brücken-Variante) zugrunde zu legen.

2. Das Rechtssicherungsverfahren - B-Plan Nr. 841 und 

die ggf. erforderliche Planfeststellungsänderung* ​sind aufeinander abzustimmen und durchzuführen bzw. zu beantragen*.

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

22. Betreff:  Straßenbenennungen                                   - Drs. 859 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Die Verlängerung der Straße Wetterbek erhält ebenfalls





die Bezeichnung "Wetterbek".



2. Der nach Südosten abknickende Teil der Augustenstraße

(Zufahrt zum ehemaligen Pickert-Gelände) wird in "Gustav-Schatz-Hof" umbenannt. Die sich südlich an​schließende hufeisenförmige Straße wird ebenfalls

mit "Gustav-Schatz-Hof" bezeichnet.

3. Der nördliche, über die Straße "Haselbusch" angebundene Winkel der Staße "Am Hofe" wird in "Sanddornwinkel" um​benannt.

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

23. Betreff:  B 76, 2. Bauabschnitt                                - Drs. 860 ​



hier: Fußgängerbrücke Sedanstraße                 


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der Planungsabsicht der Straßenbauverwaltung, die

Fußgängerbrücke Sedanstraße durch eine entsprechende Wegeergänzung auf dem südlichen Tunneldeckel Eichhof



zu ersetzen, wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

24. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei Haushaltsstellen der      - Drs. 861 ​Gruppierungs-Nr. 501 - Unterhaltung der maschi-   



nellen, der Heizungs- und Lichtanlagen -          


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82

Abs. 1 S. 3 GO vom 15.11.1995 - Punkt 11 der Tages​ordnung - wird genehmigt:

Bei folgenden Haushaltsstellen der Gruppierungs-Nr. 501 - Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanlagen - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von insgesamt 270.000,-- DM zugestimmt:

062  - Zentrale Dienste                 190.000,-- DM 4640 - Kindertageseinrichtungen          40.000,-- DM 700  - Stadtentwässerung                 40.000,-- DM




                                     270.000,-- DM

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 21.543 - Grund- und Haupt​schulen; Heizstoffe, Fernwärme.

Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

25. Betreff:  Umwandlung des Amtes für Abfallwirtschaft und        - Drs. 865 ​Straßenreinigung                                  


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
geändert aufgrund der Sitzung des Umweltausschusses



am 12.12.1995:

1. Der Beschluß der Ratsversammlung vom 16.11.1995 wird dahingehend geändert, daß das Amt für Abfallwirtschaft




und Straßenreinigung mit Wirkung vom 1.1.1996 in

einen Betrieb umgewandelt wird, der nach den Vor​schriften der Eigenbetriebsverordnung geführt wird.

2. Der Betriebssatzung (Anlage 1 der ursprünglichen Vor​lage vom 4.12.1995) wird in der Form zugestimmt, daß der Begriff "Eigenbetrieb" jeweils durch den Begriff "Betrieb" ersetzt wird; der Name des Betriebes lautet: Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel.

§ 1 Abs. 1 der Betriebssatzung erhält folgende Fassung: "Die öffentlichen Einrichtungen der Abfallentsorgung und Straßenreinigung, der Betrieb der öffentlichen

Toilettenanlagen und die Hifsbetriebe städtischer Fuhrpark und zentrale Kfz-Werkstatt bilden einen ein​heitlichen Betrieb, der nach den Vorschriften der Eigen​betriebsverordnung wie ein Eigenbetrieb geführt wird (nachfolgend "Betrieb" genannt)."

§ 7 Abs. 3 Ziff. 2 wird gestrichen.

          3. Der 5. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung (Anlage) wird zugestimmt. Der Umweltausschuß wird zum Werkausschuß

für den Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel bestimmt, für Vergaben bleibt der Vergabeauschuß nach den Bestimmungen der Zuständigkeitsordnung zuständig.


          4. Als Werkleiter wird bestellt: ..........................

          5. Dem Wirtschaftsplan 1996 (Anlage 2 der ursprünglichen Vorlage) wird zugestimmt. Er ist ggf. an die geänderte Beschlußlage zum Verwaltungshaushalt, zum Vermögens​haushalt, zur Mittelfristigen Finanzplanung und zum Stellenplan anzupassen.

Bei Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, Ziffer 4. der Vorlage

in Nichtöffentlicher Sitzung (Tagesordnungspunkt 9.) zu behandeln.


Beratung und Beschlußfassung: siehe dort

Ratsherr   K o l b   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt namens seiner Fraktion folgenden Änderungsantrag:

"Die Ratsversammlung möge folgende geänderte Fassung von § 1 Absatz 4


Satz 1 der Betriebssatzung (Anlage 1 zur Vorlage) beschließen:

Der Betrieb bedient sich zur Aufgabenerfüllung teilweise anderer städti​scher Einrichtungen, insbesondere für die Abfallberatung von Privathaushal​ten des Umweltschutzamtes und für die Schadstoffsammlung der Feuerwehr, und kann private Dritte beauftragen, wenn nicht die Dienste anderer städtischer Einrichtungen herangezogen werden können."


Beschluß über diesen Änderungsantrag: mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 865 Ziffern 1. - 3. und 5. in der nunmehr vorliegenden Fassung:


mit Mehrheit

26. Betreff:  Grundsätze für die Aufstellung des Stellenplanes     - Drs. 913 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:   1. Ab dem Stellenplan 1996 dürfen neue, unabweisbar notwendige

Planstellen für alle städtischen Ämter und Referate, ein​schließlich der Hafen- und Verkehrsbetriebe, grundsätzlich nur eingerichtet werden

a) zur Erfüllung zwingender gesetzlicher Vorschriften oder vertraglicher Vereinbarungen,

b) zur Durchführung neuer von der Ratsversammlung konkret beschlossener Aufgaben oder Aufgabenerweiterungen. Die Ämter sind verpflichtet, in den Beschlußvorlagen auch

die personellen Folgekosten anzugeben.

          2. Bei erheblicher Arbeitsvermehrung, die durch andere Maßnahmen nicht mehr aufgefangen werden kann, müssen auf Dauer in glei-

chem finanziellen Umfang Streichungen anderer Planstellen (we​gen Aufgabenwegfall und -verringerung, Technikeinsatz, fehlen​der Personalauslastung) oder andere finanzielle Einsparungen durch Aufgabenkritik vom antragstellenden Dezernenten bzw. von der antragstellenden Dezernentin zum Ausgleich neuer Planstel​len angeboten werden.



3. Ausgenommen von den Ziffern 1 und 2 dieses Antrages ist die




Einrichtung von Planstellen

a) mit voller Kostendeckung durch andere Stellen, wenn der Bedarf nachgewiesen ist,

b) für Nachwuchskräfte wie Auszubildende, Beamtenanwärter/ innen und Praktikanten/Praktikantinnen in unabweisbar notwendigem Umfang und

c) für Ämter und Abteilungen, für die eine vom Personalaus​schuß akzeptierte Fallzahlautomatik gilt,

d) bei denen nachgewiesen wird, daß sie sich durch verwal​tungsinterne Effizienzsteigerungen und/oder durch Nutzung zusätzlicher Einnahmen zu 100 % finanzieren. Die Finanzie​rung dieser neuen Planstellen darf nicht über die Erhöhung bestehender Gebühren bzw. Entgelte erfolgen.



4. Über weitere Ausnahmen von Ziffer 2 dieses Antrags entscheidet

im Einzelfall die Ratsversammlung im Rahmen der jeweiligen Stellenplanberatungen.



5. Stellenplananträge sind jeweils bis zum 30. Juni eines Jahres

beim Amt für Organisation und Verwaltungsreform (Amt 04) ein​zureichen. Das Amt 04 kann später eingehende Anträge unbear​beitet zurückgeben.



6. Diese Grundsätze gelten nicht für Organisationseinheiten, so-

weit diese im Zuge der Verwaltungsreform über ein eigenes Bud​get verfügen und ihnen die Personalhoheit übertragen worden ist, und zwar auch im Rahmen eines Pilotprojektes. Die Zusam​menarbeit zwischen diesen Organisationseinheiten und dem Amt 04 wegen der Erstellung des Gesamtstellenplanes wird noch be​sonders geregelt.



7. Es wird nur ein Stellenplan pro haushaltsjahr verabschiedet,

solange nicht § 80 Abs. 2 ziffer 4 GO Schleswig-Holstein die Aufstellung eines Nachtragsstellenplanes erfordert.



8. Vorgriffe auf den Stellenplan des folgenden Jahres sind nur in

begründeten Ausnahmefällen zulässig. Sie müssen von der Rats​versammlung unter Beachtung der Ziffern 2 bis 3 dieses Antrags beschlossen werden. Zuständig für das Vorgriffsverfahren ist das Amt 04, es sei denn, es handelt sich um eine Organisa- tionseinheit gemäß Ziffer 6 mit eigenen Zuständigkeiten.



9. Die am 21./22. Februar 1991 von der Ratsversammlung beschlos-

senen Grundsätze für die Aufstellung des Stellenplanes treten mit der Rechtswirksamkeit dieses Beschlusses außer Kraft. Für die Vorbereitung des Stellenplanes 1996 gelten bereits die neuen Grundsätze.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

27. Betreff:  Genehmigung des Wirtschaftsplans 1996 der Pumpe eV   - Drs. 933 -


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag:
1. Der Wirtschaftsplan des Kultur- und Kommunikations-

zentrums Pumpe wird mit der Auflage genehmigt, daß mit einem Zuschußbedarf in Höhe von






                  850.000,-- DM






auszukommen ist.

2. Die Pumpe wird aufgefordert, den Weg der Kosten​reduzierung und Einnahmeverbesserung weiterzuver​folgen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

28. Betreff:  Neues Ratsinformationssystem und rentierliche        - Drs. 937 ​




Maßnahmen


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
1. bei der neueinzurichtenden Haushaltsstelle 061.002.9352

"Neues Ratsinformationssystem" wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 755.800,-- DM zu​gestimmt.

2. Bei der neueinzurichtenden Haushaltsstelle 061.003.9352 "Einrichten neuer Bildschirmarbeitsplätze für rentier-

liche Maßnahmen" wird einer sofortigen außerplan​mäßigen Ausgabe in Höhe von 1.255.400,-- DM zugestimmt.

3. Die Beträge werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 881.030.340.


Zurückgezogen

29. Aufbau der Verwaltung                                          - Drs. 923 ​


hier: Bildung des Betriebes "Betreuungs- und




Pflegedienste der Landeshauptstadt Kiel"

30. - Auflösung des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrs-           - Drs. 925 



​förderung und Neubildung des Amtes für Wirtschaft,



Verkehr, Regional- und Stadtentwicklung


- Neuzuordnung von Aufgaben


- Stellenplanmäßige Umsetzung der Neuorganisation

Diese beiden Tagesordnungspunkte wurden bei der Beratung des Stellenplanes mitaufgerufen.


Material und Beschluß: siehe dort

31. Betreff:  Anbau einer Kfz-Halle an das FwHaus Russee           - Drs. 919 -


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Nach § 82 Abs. 1 Satz 3 GO wird folgende Anordnung





getroffen: 





Bei der Haushaltsstelle 130.029.940 - Anbau einer

Kfz-Halle an das FwHaus Russee - wird einer über​planmäßigen Ausgabe von 40.000,-- DM zugestimmt. Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen

aus der Feuerschutzsteuer bei der Haushaltsstelle



130.000.361 - Vom Land -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 321/601 -       - Drs. 912 ​Unterhaltung der Museumsschiffe


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag:
1. Die im Haushaltsplan 1995 vorgesehenen Mittel

von 60.000,-- DM werden um 115.800,-- DM auf




175.800,-- DM erhöht.




Die Mehrausgaben werden durch Minderausgaben auf




folgenden Haushaltsstellen gedeckt:





1. 323/530
67.000,-- DM





2. 323/542
2.000,-- DM





3. 323/545
3.500,-- DM





4. 323/546
4.500,-- DM





5. 323/521
1.200,-- DM





6. 323/560
 600,-- DM





7. 323/591
20.000,-- DM





8. 323/594
3.000,-- DM





9. 323/600
5.400,-- DM




10. 323/654
2.000,-- DM




11. 323/6580
6.600,-- DM






115.800,-- DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff:  Gegenseitige Deckungsfähigkeit beim Straßenbau       - Drs. 936 ​Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Ausgaben der Abschnitte/Unterabschnitte



63   - Gemeindestraße

65   - Kreisstraßen

66   - Bundes- und Landesstraßen 670  - Straßenbeleuchtung



68   - Parkeinrichtungen



werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt.


Beschluß:  Zurückgestellt

34. Betreff:  EDV-Ausstattung für das Liegenschaftsamt             - Drs. 907 



​hier: Außerplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung folgender außerplanmäßigen



Ausgaben:

225.000 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 035.000.9357 "EDV-Ausstattung für das Liegenschaftsamt"

225.000 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 061.003.9357 "Einrichtung neuer Bildschirmarbeitsplätze"



Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der

Haushaltsstelle 881.030.340 "Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken im Entwicklungsgebiet Kiel-Wellsee".


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff:  Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe beim       - Drs. 926 ​Sammelnachweis 652 (Deckungsring 869) -



Post- und Fernmeldegebühren


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Zugestimmt wird für das Haushaltsjahr 1995 der Leistung

einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 220.000,00 DM bei der HH-Stelle 062/652 - Post- und Fernmeldegebühren ​(Deckungsring 869).

Die Ausgabe wird durch Einsparung bei der HH-Stelle 111/650 - Büromaterial - gedeckt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 58.025.952 -    - Drs. 932 ​Grundüberholung von Grünanlagen und Wanderwegen/ Baumschutzvorrichtungen


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 58.025.952 - Grundüberholung



von Grünanlagen und Wanderwegen/Baumschutzvorrichtungen -

wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe von



241.300,00 DM zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher

Höhe bei der Haushaltsstelle 881.030.340 - Liegenschaften; Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken im Ent​wicklungsgebiet Wellsee - Industriebereich.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Behindertengerechte Gestaltung der Schwimmhalle      - Drs. 874 



​Gaarden


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach


Antrag:
Die Schwimmhalle Gaarden wird zuerst und die Schwimm-



halle Schilksee erst danach behindertengerecht gestal-



tet.



Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen

Ausgabe in Höhe von 676.000 DM bei der neu einzurich​tenden Haushaltsstelle 572.065.941 - Schwimmhalle Gaarden - behindertengerechter Ausbau.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch

- Mehreinnahmen in Höhe von 500.000 DM bei der Haus​haltsstelle 280.010.3611 - Sonderbedarfszuweisung für die Erweiterung und den Umbau der IGS Hassee und

- durch Minderausgaben in Höhe von 176.000 DM bei der Haushaltsstelle 912.000.977 - Tilgung von Krediten.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

38. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) schließt die Öffentliche Sitzung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer


Protokollführer

